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Warum wir auf 2016 auch mit Sorgen blicken 

 
2015 haben erschreckend viele Menschen 
ihre Heimat verlassen müssen. Sie haben 
sich auf einen unsicheren und oft lebensge-
fährlichen Weg gemacht, um an einen Ort 
zu gelangen, wo sie und ihre Kinder sicher 
sind vor Hunger, Krieg, Terror und Gewalt, 
wo sie eine neue Perspektive finden. 

Für 2016 rechnet Rheinland-Pfalz mit rund 
20.000 Asylsuchenden, nach inoffiziellen 
Schätzungen wird die Zahl wahrscheinlich bei 
26.000 liegen. Das entspricht mehr als einer 
Verdoppelung der Anträge gegenüber 2014 
(Quelle SWR, Stand: Oktober 2015).  

Diese Situation stellt uns alle vor sehr große 
Herausforderungen. Zunächst geht es um die 
Erfüllung elementarer Bedürfnisse wie Essen 

und Wohnen. Die meisten von uns können sich 
wohl nicht vorstellen, wie es ist, wenn man zu 
wenig zu Essen, kein festes Dach über dem 
Kopf, keine eigenen Kleider hat und keine oder 
kaum Möglichkeiten, sich zu waschen. 

Quelle: bpb.de 
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Wir sehen viele, die sehr engagiert Enormes 
leisten, und die Hilfsbereitschaft ist groß, sei es 
von Privatleuten, die Kleidung oder Decken 
spenden, über ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer bis hin zu den politisch Verantwortlichen 
und Beschäftigten in Ämtern und Einrichtun-
gen, zu deren Aufgaben die Erstaufnahme und 
die Abwicklung weiterer Verfahrensschritte ge-
hören. Sie alle sind teilweise bis an ihre Gren-
zen oder darüber hinaus belastet. 

Aus unserer Sicht gibt es eine hohe Bereit-
schaft in Rheinland-Pfalz und Deutschland, 
sich dauerhaft für Aufnahme und Integration 
einzusetzen, und wir haben Respekt und 
Hochachtung gegenüber allen, die sich da-
für engagieren – auch wenn 
nicht immer sofort die besten 
Lösungen auf der Hand liegen 
und umsetzbar sind. 

Sorgen macht uns die Verbreitung 
rechten Gedankengutes, wenn 
sich Menschen nachts und uner-
kannt durch Zerstörung an den 
Unterkünften und Einrichtungen 
für Flüchtlinge vergreifen oder 
anonym in Leserbriefen, im Internet und durch 
Telefonterror Mord, Brandstiftung und Gewalt 
ausdrücken, gutheißen und dazu aufrufen. 
Wenn Gewalt ausgeübt wird gegen Frauen, 
Männer und Kinder, die hier Schutz suchen, 
oder gegen diejenigen, die ihnen helfen oder 
politisch für sie verantwortlich sind. 

Unsere Freiheitsrechte, darunter das Recht 
auf freie Meinungsäußerung, sind Grund-
rechte unserer Gesellschaft und ihre 
Durchsetzung ist hart erkämpft worden. Wir 
müssen uns dagegen wehren, dass diese 

Freiheiten für die Ausübung von Gewalt, 
Terror und Verfolgung, für Beschimpfun-
gen, Verleugnungen und Hasstiraden miss-
braucht werden. 

Sorgen machen uns auch diejenigen, die sa-
gen: „Das Boot ist voll, es ist genug“, „Wir ha-
ben keinen Platz für mehr Flüchtlinge“ oder gar 
„Flüchtlinge raus“. 

Das ist unwürdig und unmenschlich. 
Der 1. Artikel des Grundgesetzes der Bundes-
republik Deutschland lautet: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar.“ Und dieser 
Grundsatz gilt für alle Menschen. 

Wir haben nur diesen einen Planeten. Viele 
Menschen finden in ihrer 
Heimat keine Lebensgrund-
lage mehr, die Gründe dafür 
sind vielschichtig. Wir Euro-
päerinnen und Europäer sind 
für diese Situation zum Teil 
(mit-)verantwortlich durch ei-
ne Umwelt-, Wirtschafts- und 
Außenpolitik, die Gewaltspi-
ralen und Hungerkatastro-
phen begünstigt haben.  

Es gibt keine Alternative zu Menschlichkeit, 
Respekt vor allem Leben und Solidarität im 
Kleinen und im Großen. Wenn diese einge-
schränkt werden und verloren gehen, sind wir 
alle betroffen. 

Daher wünschen wir uns für 2016 und dar-
über hinaus einen respektvollen, solidari-
schen Umgang mit allen unseren Mitmen-
schen. 

Ihr Personalrat 

 
 
  

Quelle: bpb.de 


